
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Zusammenarbeit mit der Verwaltung: 

Büro für Stadtplanung und Kommunalberatung 

Tischmann Schrooten 

Berliner Straße 38, 33378 Rheda-Wiedenbrück 

Telefon 05242/5509-0, Fax 05242/5509-29 

 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Bad Rothenfelde: 

 

 

 

 

 

1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 17A 

„ÖSTLICH DER ESCHSTRASSE“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 

 

A. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

sowie der Nachbarkommunen gemäß § 13a i. V. m. § 4 und § 2(2) 

BauGB  

B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 3 BauGB 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bad Rothenfelde, 29.08.2017 
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Zu A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sowie der Nachbarkommunen gemäß § 13a i. V. m. § 4 

und § 2(2) BauGB 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß der §§ 4(1), 2(2) BauGB ist mit Schreiben vom 10.04.2017 und 

Bitte um Stellungnahme bis zum 19.05.2017 erfolgt. 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß der §§ 4(2), 2(2) BauGB ist mit Schreiben vom 13.07.2017 und 

Bitte um Stellungnahme bis zum 23.08.2017 erfolgt. 

 

Stellungnahmen von TÖB nach BauGB mit Hinweisen/Anregungen: 

Nr. TÖB § 2(2) / 

§ 4(1)  

§ 2(2) / 

§ 4(2) 

1 Landkreis Osnabrück 10.05.2017 21.08.2017 

25.08.2017 

2 Nieders. Landesbetrieb f. Wasser-

wirtschaft, Küsten- u. Naturschutz 

16.05.2017 17.07.2017 

3 Landesamt für Geoinformation und 

Landesentwicklung Niedersachsen 

21.04.2017 18.07.2017 

4 EWE Netz GmbH 20.04.2017  

5 Deutsche Telekom Technik GmbH 16.05.2017 18.08.2017 

6 Vodafone Kabel Deutschland GmbH 19.05.2017 15.08.2017 

7 Gemeinde Bad Rothenfelde, 

Klimaschutz 

10.05.2017 08.08.2017 

 

 

Stellungnahmen von TÖB nach BauGB ohne Hinweise/Anregungen: 

TÖB § 2(2) / 

§ 4(1) 

§ 2(2) / 

§ 4(2) 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt OS 18.05.2017 17.08.2017 

Landesamt für Bergbau, Energie, Geologie  10.08.2017 

Amt für regionale Landesentwicklung  14.08.2017 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen 04.05.2017 10.08.2017 

Handwerkskammer 25.04.2017 21.08.2017 

Unterhaltungsverband Nr. 96 „Hase-Bever“ 18.04.2017 17.07.2017 

Westnetz GmbH 16.05.2017 22.08.2017 

Gemeinde Bad Laer 13.04.2017 14.07.2017 

Stadt Dissen aTW 02.05.2017 25.07.2017 

Gemeinde Hilter 18.04.2017 19.07.2017 

Stadt Versmold 26.04.2017 20.07.2017 

 

Beteiligte TÖB nach BauGB ohne Abgabe von Stellungnahmen: 

TÖB § 4(1) § 4(2) 

Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld x x 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie x  

Amt für regionale Landesentwicklung x  

Verkehrswacht Ortsverband Bad Rothenfelde / 

Dissen 

x x 

Polizeiinspektion Osnabrück x x 

Industrie- und Handelskammer Osnabrück x x 

Tourismusverband Osnabrücker Land e.V. x x 

Osnatel GmbH, Osnabrück x x 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich 

Gas 

x x 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich 

Strom 

x x 

Wasserbeschaffungsverband Osnabrück-Süd x x 

Freiwillige Feuerwehr Bad Rothenfelde x x 

Agentur für Arbeit Osnabrück x x 

BUND e.V. / Kreisgruppe Osnabrück x x 

EWE Netz GmbH  x 
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A.1.1 Landkreis Osnabrück (10.05.2017) 

 

  
 

 
 

Zu A.1.1 Landkreis Osnabrück (10.05.2017) 

 

Regional- und Bauleitplanung 

Bei der textlichen Festsetzung D.4.1. handelte es sich im Vorentwurf um 

einen „Platzhalter“. Ein gesonderter Festsetzungsbedarf besteht diesbe-

züglich nicht mehr, wie angeregt ist diese textliche Festsetzung daher 

bereits vor der Offenlage gestrichen worden. 

 

Die gewählte Gesetzes-Zitierweise mit dem Absatz in Klammern 

entspricht der Absatzmarkierung im Gesetzestext selbst und ist neben 

den aufgeführten Schreibweisen ebenfalls gebräuchlich. Sie wird in 

Plankarte, Begründung und Umweltbericht einheitlich eingesetzt und bei-

behalten. 

 

 

Untere Denkmalbehörde 

In Plankarte und Begründung sind jeweils Hinweise auf die Belange des 

Denkmalschutzes, insbesondere auf die gesetzliche Melde- und Siche-

rungspflicht, enthalten. Weitere Maßnahmen sind in der Bauleitplanung 

dazu nicht erforderlich. 

 

 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Auf die textliche Festsetzung D.4.1 aus dem Vorentwurf ist bereits zur 

Offenlage verzichtet worden. Die gewählte Gesetzeszitierweise wird 

beibehalten. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der 

Stellungnahme nicht erforderlich, sie wird im Übrigen zur Kenntnis 

genommen. 
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A.1.2 Landkreis Osnabrück (21.08.2017) 

 

 
 

 

Zu A.1.2 Landkreis Osnabrück (21.08.2017) 

 

Vorbeugender Brandschutz 

In der Stellungnahme des Landkreises Osnabrück zur Aufstellung des Ur-

sprungsplans wird neben allgemeinen Hinweisen auf die Belange des 

Brandschutzes auf Klärungsbedarf zur unabhängigen Löschwasserver-

sorgung des bestehenden Eschgebiets hingewiesen. Aus Anlass der Stel-

lungnahme erfolgten Abstimmungen zwischen der Gemeinde und dem 

Landkreis zu mehreren Gebieten. Im Ergebnis wurden bei damals anste-

henden Baumaßnahmen Wasserleitungen mit einer größeren Nennweite, 

als zuvor, eingebaut. Demgemäß haben heute alle Leitungen im betroffe-

nen Bereich eine Nennweite von 100 mm und sind als Ringleitung aus-

gebildet. 

 

Zusätzlich zu der schon in einem Aktenvermerk vom 21.05.2003 er-

wähnten, netzunabhängigen Löschwasserversorgung am Klostermühlen-

teich besteht eine neuere Entnahmestelle südwestlich der Brücke Nieder-

sachsenring (L 94)/Frankfurter Straße. Nach aktueller Rücksprache mit 

dem Gemeindebrandmeister ist aus Sicht der örtlichen Feuerwehr im 

Bereich der 1. Änderung des B-Plans Nr. 17 A sowohl die abhängige als 

auch die unabhängige Löschwasserversorgung gesichert. 

 

Die Begründung wird dazu ergänzt. Die Vorgehensweise dient der um-

fassenden Information. 

 

 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen, weitere Maß-

nahmen sind dazu im Rahmen der Bauleitplanung nicht erforderlich. Das 

Ergebnis der Abwägung wird nach Verfahrensabschluss mitgeteilt.  

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Begründung wird wie dargelegt zu den Brandschutzbelangen ergänzt. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellung-

nahme nicht erforderlich, sie wird im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

 

Das Ergebnis der Abwägung wird nach Verfahrensabschluss mitgeteilt. 
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A.1.3 Landkreis Osnabrück (25.08.2017) 

 

 
 

Zu A.1.3 Landkreis Osnabrück (25.08.2017) 

 

Untere Wasserbehörde 

Der Hinweis auf die unter Umständen bei einer Grundwasserhaltung im 

Rahmen der Bauarbeiten erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis bezieht 

sich auf die Umsetzung. Er wird zur umfassenden Information in die 

Begründung aufgenommen. 

 

 

Weitere Maßnahmen sind zu der Stellungnahme im Rahmen der Bauleit-

planung nicht erforderlich. Das Ergebnis der Abwägung wird nach Ver-

fahrensabschluss mitgeteilt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Der Hinweis auf die unter Umständen bei einer Grundwasserhaltung im 

Rahmen der Bauarbeiten erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis wird in 

die Begründung aufgenommen. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellung-

nahme nicht erforderlich, sie wird im Übrigen zur Kenntnis genommen. 

 

Das Ergebnis der Abwägung wird nach Verfahrensabschluss mitgeteilt. 
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A.2.1 Nds. Landesbetrieb f. Wasserwirtschaft, Küsten- u. Naturschutz 

(16.05.2017) 

 

 

Zu A.2.1 Nds. Landesbetrieb f. Wasserwirtschaft, Küsten- u. Natur-

schutz (16.05.2017) 

 

Die Planung betrifft eine Neuordnung der Baumöglichkeiten auf einem be-

reits durch ein Mehrfamilienhaus bebauten Grundstück im Siedlungs-

zusammenhang. Vorgesehen ist wiederum die Umsetzung von Geschoss-

wohnungsbau. Der zulässige Umfang der Versiegelung wird gegenüber 

den rechtskräftigen Regelungen des Bebauungsplans Nr. 17A nicht ver-

ändert. Wesentliche Auswirkungen auf den Wasserhaushalt sind auf 

Ebene der Bauleitplanung insofern nicht zu erwarten. 

 

Die nötige Anstoßwirkung für die konkrete Projektplanung und Um-

setzung wird bereits durch die in der Plankarte enthaltene, nachrichtliche 

Übernahme der Lage des Plangebiets innerhalb der Schutzzone I des 

Heilquellenschutzgebiets Bad Rothenfelde erreicht. Dort wird auch auf 

die entsprechende Verordnung verwiesen. 

 

Zur umfassenden Information ist bereits vor der Offenlage aufgrund der 

Stellungnahme ein zusätzlicher Hinweis in die Begründung aufgenommen 

worden, dass der Gewässerkundliche Landesdienst (GLD) im Rahmen der 

Projektplanung zu beteiligen ist, sofern sich in dem Zuge entgegen der 

Erwartung wesentliche Auswirkungen auf den Wasserhaushalt ergeben 

sollten. 

 

Die Stellungnahmen des Landkreises Osnabrück im Beteiligungsverfahren 

enthalten keine Hinweise oder Anregungen in Bezug auf die Lage des 

Plangebiets im Heilquellenschutzgebiet. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellung-

nahme somit nicht erforderlich. 
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Beschlussvorschlag 

Ein Hinweis, dass der Gewässerkundliche Landesdienst (GLD) im 

Rahmen der Projektplanung zu beteiligen ist, sofern sich in dem Zuge 

entgegen der Erwartung wesentliche Auswirkungen auf den Wasser-

haushalt ergeben sollten, ist bereits vor der Offenlage in die Begründung 

aufgenommen worden. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellung-

nahme nicht erforderlich, sie wird im Übrigen zur Kenntnis genommen.  
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A.2.2 Nds. Landesbetrieb f. Wasserwirtschaft, Küsten- u. Naturschutz 

(17.07.2017) 

 

 
 

(+ gleiche Anlage wie zum Schreiben vom 16.05.2017) 

 

 

 

Zu A.2.1 Nds. Landesbetrieb f. Wasserwirtschaft, Küsten- u. Natur-

schutz (17.07.2017) 

 

Die Stellungnahme entspricht inhaltlich der zuvor behandelten vom 

16.05.2017. Sie wird zur Kenntnis genommen. Weitere Maßnahmen 

sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellungnahme nicht erforder-

lich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Weitere Maßnahmen 

sind im Rahmen der Bauleitplanung dazu nicht erforderlich. 
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A.3.1 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-

sachsen (21.04.2017) 

 

 

Zu A.3.1 Zum Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (21.04.2017) 

 

Die Plangrundlage einschließlich des vorbereiteten Verfahrensvermerks 

des Vermessungsingenieurs wurde zwischenzeitlich erstellt und dem Ent-

wurf des Bebauungsplans zur Offenlage zu Grunde gelegt. Der Überein-

stimmungsvermerk des Vermessungsingenieurs wird zum Verfahrens-

abschluss eingeholt. Die Stellungnahme wird insoweit berücksichtigt. Die 

Vorgehensweise dient der Planklarheit. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Der Übereinstimmungsvermerk des Vermessungsingenieurs wird zum 

Verfahrensabschluss eingeholt. Die Stellungnahme wird insoweit berück-

sichtigt.  
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A.3.2 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-

sachsen (18.07.2017) 

 

 

Zu A.3.2 Zum Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (18.07.2017) 

 

Die Bezeichnung des LGLN im Übereinstimmungsvermerk des Vermes-

sungsingenieurs wird vor Einholung der Unterschrift korrigiert. Die Stel-

lungnahme wird insoweit berücksichtigt. Die Vorgehensweise dient der 

Planklarheit. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Bezeichnung des LGLN im Übereinstimmungsvermerk des Vermes-

sungsingenieurs wird vor Einholung der Unterschrift korrigiert. Die Stel-

lungnahme wird insoweit berücksichtigt. 
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A.4 EWE Netz GmbH (20.04.2017) 

 

 

Zu A.4 EWE Netz GmbH (20.04.2017) 

 

Nach Abfrage der Leitungsauskünfte über den angegebenen link bereits 

im Vorfeld der Beratung des Offenlagebeschlusses, sind diese auch bis 

zum Versand der vorliegenden Beratungsvorlage nicht eingegangen. 

Auch nach zwischenzeitlicher Registrierung auf der website ist keine 

Leitungsauskunft erfolgt. Die Gemeinde wird sich mit dem Versorgungs-

träger in Verbindung setzen und eine Beantwortung der Behörden-

anschreiben im Rahmen der Bauleitplanung unmittelbar mit Leitungsaus-

kunft anregen. 

 

Für das vorliegende Planverfahren geht die Gemeinde davon aus, dass 

Leitungen, sofern vorhanden, innerhalb der angrenzenden öffentlichen 

Flächen liegen.  

 

Zur umfassenden Information ist zusätzlich bereits zur Offenlage ein 

Hinweis auf die Stellungnahme und den link zu Leitungsauskünften in der 

Begründung erfolgt. Weitere Erfordernisse in der Bauleitplanung sind zu 

der Stellungnahme nicht erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Gemeinde wird sich mit dem Versorgungsträger in Verbindung setzen 

und eine Beantwortung der Behördenanschreiben im Rahmen der Bau-

leitplanung unmittelbar mit Leitungsauskunft anregen. 

 

Zur umfassenden Information ist bereits zur Offenlage ein Hinweis auf 

die Stellungnahme und den link zu Leitungsauskünften in der Begründung 

erfolgt. Weitere Erfordernisse in der Bauleitplanung sind zu der Stellung-

nahme nicht erkennbar. 
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A.5 Deutsche Telekom Technik GmbH (16.05.2017, 18.08.2017) 

 

 
 

 

Mit Email vom 18.08.2017 wird nochmals auf die Stellungnahme vom 

16.05.2017 verwiesen. 

Zu A.5.1 Deutsche Telekom Technik GmbH (16.05.2017, 18.08.2017) 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen zur 1. Ände-

rung des Bebauungsplans Nr. 17A vorgetragen werden. 

 

Der Hinweis auf den link zur Trassenauskunft für Bauausführende ist be-

reits zur Offenlage in die Begründung aufgenommen worden. Die Vor-

gehensweise dient der umfassenden Information. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Anregungen zur 1. Ände-

rung des Bebauungsplans Nr. 17A vorgetragen werden. 

 

Zur umfassenden Information ist der Hinweis auf den link zur Trassen-

auskunft für Bauausführende bereits zur Offenlage in die Begründung 

aufgenommen worden. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu den Stellung-

nahmen nicht erforderlich. 
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A.6 Vodafone Kabel Deutschland GmbH (19.05.2017, 15.08.2017) 

 

 
 

 

Die Stellungnahme vom 15.08.2017 ist inhaltsgleich mit der Stellung-

nahme vom 19.05.2017. 

Zu A.6 Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

 (19.05.2017, 15.08.2017) 

 

Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Bei der Planung 

handelt es sich um eine kleinteilige Neuordnung auf einem bereits bebau-

ten Grundstück im Siedlungszusammenhang, nicht um ein Neubaugebiet. 

Die Frage, inwieweit eine Versorgung durch die Vodafone Kabel 

Deutschland GmbH bereits besteht oder künftig möglich sein könnte, ist 

unabhängig von dieser Bebauungsplanänderung zu beantworten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A.7.1 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (10.05.2017) 
 

 

 

Zu A.7.1 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (10.05.2017) 

 

Die Hinweise für die Bauausführung (Wohnhäuser und Tiefgarage) und 

die Bepflanzung aus Sicht des Klimaschutzes sind bereits vor der Offen-

lage in die Begründung aufgenommen worden. Die Vorgehensweise dient 

der umfassenden Information. 

 

Auch wird die Stellungnahme zusammen mit dem Angebot einer Ener-

gieberatung an den Vorhabenträger weitergeleitet, um eine Umsetzung 

der vorgeschlagenen Maßnahmen weiter zu unterstützen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Hinweise für die Bauausführung (Wohnhäuser und Tiefgarage) und 

die Bepflanzung aus Sicht des Klimaschutzes sind zur umfassenden 

Information bereits vor der Offenlage in die Begründung aufgenommen 

worden. 

 

Auch wird die Stellungnahme zusammen mit dem Angebot einer Energie-

beratung an den Vorhabenträger weitergeleitet. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellung-

nahme nicht erforderlich. 
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A.7.2 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (08.08.2017) 
 

 

Zu A.7.2 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (08.08.2017) 

 

Auf die Behandlung der vorangegangenen Stellungnahme wird verwie-

sen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Auf die Behandlung der vorangegangenen Stellungnahme wird verwie-

sen. Diese wird wiederholt. 
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Zu B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 3 BauGB 

 

 

 

Die Planung wurde im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung am 

08.05.2017 mit den anwesenden Bürgern erörtert. In der Veranstaltung 

wurden Anregungen und Hinweise vorgebracht. Daran anschließend fand 

eine zweiwöchige öffentliche Bereitstellung des Vorentwurfs zu jeder-

manns Einsicht- und Stellungnahme in der Bauabteilung der Gemeinde-

verwaltung statt. 

 

Im Rahmen der gemäß § 3(1) BauGB durchgeführten Beteiligung der 

Öffentlichkeit sind über die protokollierten Inhalte der öffentlichen Veran-

staltung am 08.05.2017 hinaus keine Stellungnahmen schriftlich oder 

zur Niederschrift vorgebracht worden.  

 

Bereits im Vorfeld des Aufstellungsverfahrens bzw. der frühzeitigen Be-

teiligung sind jedoch einzelne Stellungnahmen eingegangen, die aufgrund 

der planbezogenen Inhalte der frühzeitigen Beteiligung zugeordnet wer-

den. 

 

Einwender § 3(1)  

Einwender 1 28.11.2016 

 

vor Beginn der frühzeitigen Beteiligung, wegen 

der Inhalte Zuordnung zu § 3(1) BauGB 

Einwender 2 

(3 Personen, 

darunter auch 

Einwender 1) 

14.02.2017 vor Beginn der frühzeitigen Beteiligung, wegen 

der Inhalte Zuordnung zu § 3(1) BauGB 

 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3(2) BauGB ist vom 20.07.2017 bis 

zum 23.08.2017 durch Bereithaltung der Planunterlagen zu jedermanns 

Einsicht- und Stellungnahme im Westeckbau des Kurmittelhauses, Zim-

mer 20, durchgeführt worden. Stellungnahmen sind nicht eingegangen. 

Abwägungsrelevante Aspekte liegen insofern nicht vor. 
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Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (08.05.2017) 

 

 

Zur Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

(08.05.2017) 

 

Die in der öffentlichen Veranstaltung besprochenen Inhalte werden an-

hand des nebenstehenden Protokolls zur Kenntnis genommen. 

 

Als Thema, das hier näher zu behandeln ist, verbleibt daraus die Einwen-

dung der zu großen Nähe der künftigen Baugrenze zum nordöstlichen 

Nachbargrundstück. Dazu wird Folgendes festgehalten: 

 

Die aktuell überplante Fläche ist bisher im Vergleich insbesondere zum 

nordöstlich und südöstlich benachbarten Bereich deutlich weniger dicht 

bebaut. Dies wurde Anfang der 2000er Jahre im bisher geltenden 

Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 17A aufgrund der Zugehörigkeit zum zu-

sammenhängenden „Eschgebiet“ in Baualter und Baustruktur nachvoll-

zogen. Das Plangrundstück liegt jedoch aufgrund des zwischenliegenden, 

kirchlich genutzten Grundstücks bereits außerhalb des wahrnehmbaren 

städtebaulichen Zusammenhangs des eigentlichen Eschgebiets. Die in-

zwischen grundsätzlich besonders angestrebte Innenentwicklung wird 

hier aus heutiger Sicht daher höher gewichtet. 

 

Besonders das nordöstliche Nachbargrundstück ist selbst sehr dicht be-

baut und orientiert einen großen Teil des bestehenden Geschossbaus 

relativ nah an seine südwestliche Grenze (rd. 6,5 m). Gleichzeitig ver-

bleibt aber bei der nun verfolgten Neuordnung der überbaubaren Flächen 

ein Mindestabstand von etwas unter 10 m zwischen dem Bestand und 

einem künftig möglichen, neuen Gebäude im Norden des Plangrund-

stücks. Wird die künftig festgesetzte, maximale Traufhöhe von 8 m aus-

geschöpft vergrößert sich der Abstand aufgrund der Regelungen der 

NBauO über Grenzabstände auf 4 m. 

 

Bei Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Grenzabstände ist grundsätz-

lich von ausreichenden Belichtungs- und Besonnungsverhältnissen zwi-

schen Gebäuden auszugehen. Darüber hinaus besitzt das künftige Bau-

feld entlang des nordöstlichen Nachbargrundstücks nur eine Breite von 

21 m. Zwischen diesem und dem bestehenden Gebäude auf dem nord-

westlichsten Nachbargrundstück verbleibt damit eine Lücke von etwa 

15,5 m. Damit ist gesichert, dass die Belichtungs- und Besonnungs-

verhältnisse weiterhin auch über die bauordnungsrechtlichen Mindest-

anforderungen hinausgehen.  
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Aufgrund der neu festgesetzten Firstrichtung und der in der Regel bei 

Wohngebäuden angestrebten Ausrichtung der Wohnräume nach Süden/ 

Südwesten ist darüber hinaus am nördlichen künftigen Baukörper nicht 

mit einer Anordnung von Balkonen etc. in Richtung des nordöstlichen 

Nachbargrundstücks zu rechnen. Somit sind auch keine ggf. unzumut-

baren Einsichtsituationen in benachbarte Wohnbereiche zu erwarten. 

 

In der Gesamtschau wird festgestellt, dass durch die Planung mit einem 

näheren Heranrücken eines Baukörpers an den nordöstlichen Bestand mit 

entsprechenden Wirkungen zu rechnen ist, dass dies in der gegebenen 

Innenbereichslage, aufgrund der vorhandenen baulichen Rahmenbedin-

gungen und mit Blick auf die generellen Ziele zur Nachverdichtung und 

Innenentwicklung in bebauten Gebieten hier aber als angemessen, 

städtebaulich sinnvoll und zumutbar angesehen wird. 

 

Im Rahmen der weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit einschließlich der 

öffentlichen Auslegung sind dazu keine Aspekte eingegangen, die eine 

geänderte Bewertung erfordern würden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Das nähere Heranrücken der überbaubaren Flächen an das nordöstliche 

Nachbargrundstück auf 3 m Abstand in einer Tiefe von 21 m wird in der 

gegebenen Innenbereichslage, aufgrund der vorhandenen baulichen 

Rahmenbedingungen und mit Blick auf die generellen Ziele zur Nach-

verdichtung und Innenentwicklung in bebauten Gebieten hier als an-

gemessen, städtebaulich sinnvoll und zumutbar angesehen. An der 

Planung wird daher festgehalten. 

 

Im Übrigen wird das Protokoll der öffentlichen Veranstaltung zur Kennt-

nis genommen. 
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B.1 Einwender 1 (26.11.2016) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu B.1 Einwender 1 (26.11.2016) 

 

Die grundsätzliche Ablehnung wird zur Kenntnis genommen. Die Planung 

wird aus den in der Begründung dargelegten Gründen befürwortet und 

beibehalten. Da die Ablehnung in dieser Stellungnahme nicht begründet 

wird, liegen keine konkreten Belange vor, auf die näher eingegangen 

werden könnte. Einwender 1 hat allerdings mit zwei weiteren Personen 

im Februar 2017 eine weitere Stellungnahme mit Nennung konkreterer 

Aspekte abgegeben (Einwender 2), diese wird im Folgenden behandelt. 

 

Im Rahmen der weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit einschließlich der 

öffentlichen Auslegung sind dazu keine Aspekte eingegangen, die eine 

geänderte Bewertung erfordern würden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die grundsätzliche Ablehnung wird zur Kenntnis genommen. Die Planung 

wird aus den in der Begründung dargelegten Gründen befürwortet und 

beibehalten. 
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B.2 Einwender 2 (14.02.2017) 

 

 

 

 

Zu B.2 Einwender 2 (14.02.2017) 

 

Zu 1 und 3: Grundsätzlich ist festzuhalten, dass bei einem Grundstück/ 

Gebäude im Siedlungszusammenhang immer auch mit Verschattungen 

aus der Nachbarschaft zu rechnen ist. Darüber hinaus ist festzuhalten, 

dass grundlegende Regelungen und Mindestanforderungen in Bezug auf 

Belichtung und Besonnung etc. durch die Regelungen der NBauO zu 

Grenzabständen gesichert sind. 

 

Unabhängig davon besteht heute aufgrund damit verfolgter, energe-

tischer Vorteile und aus Gründen des Wohnkomforts ein grundsätzliches 

städtebauliches Anliegen, möglichst auch im Siedlungszusammenhang 

insbesondere in Richtung Süden/Südwesten Abstände zu gewährleisten, 

die deutlich über die bauordnungsrechtlichen Mindestabstände hinaus-

gehen. Dieser Aspekt wird gleichzeitig mit dem grundsätzlichen Bestre-

ben der schwerpunktmäßigen Innenentwicklung abgewogen. 

 

In Bezug auf die angesprochene nordöstliche Nachbarschaft (Flurstück 

45/2) wird dazu auf die Ausführungen zur öffentlichen Veranstaltung 

verwiesen, diese werden wiederholt. 

 

In Bezug auf die nordwestliche Nachbarschaft wird dazu Folgendes fest-

gehalten: Die Einwendung bezieht sich auf eine ältere Variante der kon-

kreten Projektplanung, die Anlass für das Aufstellungsverfahren der 

1. Änderung des B-Plans Nr. 17A ist. Demgegenüber ist die städtebau-

liche Konzeption bereits zur frühzeitigen Beteiligung weiterentwickelt 

worden, indem die vorgeschlagenen beiden Baukörper weiter zur Straße 

gerückt worden sind. Der künftige Abstand zwischen dem Gebäude auf 

dem angesprochenen Flurstück Nr. 64/39 und einem neuen Gebäude im 

vorliegenden Plangebiet wird damit bei mindestens etwa 15,5 m liegen. 

Dies wird in der gegebenen Lage ausdrücklich als zumutbar angesehen, 

u. a. auch, da das neu geordnete Baufeld südöstlich der benachbarten 

Bebauung auf dem genannten Flurstück liegt und demgegenüber in Rich-

tung Südwesten und Süden noch sehr große Bereiche verbleiben, die 

auch künftig nicht in den überbaubaren Flächen liegen. Die Verhältnisse 

in Bezug auf Belichtung und Besonnung bleiben auf dem nordwestlichen 

Nachbargrundstück damit deutlich verträglich.  
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Gleiches gilt in Bezug auf Fragen der Einsichtnahme, u. a. auch da auf-

grund der künftig vorgegebenen, giebelständigen Bebauung zur Straße 

Am Pagenkamp die Orientierung der nordwestlichen Giebelseite eines 

künftigen Baukörpers in Richtung des Nachbargrundstücks zu erwarten 

ist. Die wesentlichen Wohnbereiche werden damit erwartungsgemäß 

nach Südwesten, abgewandt vom Nachbargrundstück, ausgerichtet wer-

den. 

 

Eine relevante Wertminderung und Minderung der Wohnqualität in der 

Nachbarschaft ist vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten. 

 

Zu 2: Im Zusammenspiel benachbarter Wohnnutzungen mit ggf. auch in 

relativ großer Nähe liegenden Balkonen/Terrassen ist grundsätzlich nicht 

mit unzumutbaren gegenseitigen Belästigungen zu rechnen. Der Ge-

bietscharakter eines allgemeinen Wohngebiets ist sowohl auf dem nord-

westlichen Nachbargrundstück, als auch auf der Planfläche sowohl nach 

dem geltenden Bebauungsplan, als auch künftig gegeben. Diesbezüglich 

kann die Gemeinde im Rahmen des grundsätzlich vorauszusetzenden 

Gebots zur gegenseitigen Rücksichtnahme von einer Nachbarverträg-

lichkeit ausgehen. 

 

In Bezug auf den Verkehrslärmschutz ist festzuhalten, dass der Nieder-

sachsenring (L 94) in einiger Entfernung südlich verläuft und durch den 

zwischenliegenden Wohnsiedlungsbereich deutlich von diesem abgesetzt 

ist. Mit einer relevanten lärmschützenden Wirkung des bisherigen Bau-

körpers für das nordwestliche Nachbargrundstück ist daher grundsätzlich 

nicht zu rechnen. Auch ist klarzustellen, dass kein Anspruch des Nach-

barn auf einen Fortbestand des bisherigen Gebäudes besteht, diesem ist 

im geltenden Bebauungsplan keine sogenannte „Erschließungsfunktion“ 

in Bezug auf Verkehrslärm zugeordnet. Eine ergänzend zum Verkehrslärm 

eingeholte, schallgutachterliche Stellungnahme bestätigt diese Einschät-

zung. Dazu hat der Gutachter die vorliegenden Daten aus der Lärm-

kartierung, die aufgrund der EU-Umgebungslärmrichtlinie auch für die 

L 94 erstellt wurde, ausgewertet. Er schließt daraus, dass die Orientie-

rungswerte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) für allgemeine 

Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts in Bezug auf Ver-

kehrslärm bereits auf der Südseite der Straße Am Pagenkamp einge-

halten bzw. unterschritten werden. Einen näheren Untersuchungsbedarf 

sieht der Gutachter daher nicht. Die Gemeinde schließt sich dieser Be-

wertung an. 
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Zu 4: Grundsätzlich liegt die Entscheidung über die Sanierung eines be-

stehenden Gebäudes oder die Neubebauung eines Grundstücks bei dem 

jeweiligen Eigentümer. Im vorliegenden Fall ist ergänzend festzustellen, 

dass das vorhandene Mehrfamilienhaus deutlich sanierungsbedürftig ist. 

Nach Prüfung des Eigentümers wurde festgestellt, dass eine Anpassung 

des bestehenden Gebäudes an heutige Wohnanforderungen zu einem 

vergleichbaren Quadratmeterpreis führen würde, wie ein Neubau, ohne 

dass in gleicher Weise Anforderungen an energetische Aspekte und die 

Barrierefreiheit erfüllt werden könnten, wie bei einem Neubau. Dieses 

Ergebnis ist aus Sicht der Gemeinde anhand des augenscheinlichen Zu-

stands des Bestandsgebäudes nachvollziehbar. Daher sieht die Gemeinde 

hier keinen zusätzlichen Regelungsbedarf und auch keine relevante Ein-

griffsmöglichkeiten in Bezug auf eine sozialverträgliche Wohnraument-

wicklung. 

 

Die in der Zusammenfassung angesprochene Variante der Neubebauung, 

die sehr nah an die Straße Am Pagenkamp heranrückt, wird nicht „1:1“ 

der vorliegenden Bauleitplanung zu Grunde gelegt, da sie keine sinnvolle/ 

geordnete Erschließung der grundsätzlich oberirdisch unterzubringenden 

Besucherstellplätze für Mehrfamilienhäuser erlauben würde. Die Anre-

gung wird jedoch teilweise berücksichtigt, indem die vorgeschlagenen 

Gebäude und das entsprechende Baufeld unter Berücksichtigung einer 

angemessenen und verträglichen Erschließbarkeit von Besucher-

stellplätzen so nah wie möglich an die Straße Am Pagenkamp gerückt 

werden. Gegenüber der unter Punkt 1 der Stellungnahme angespro-

chenen, älteren Variante des städtebaulichen Konzepts ergibt sich damit 

bereits ein deutlich größerer Abstand der künftigen Bebauung vom nord-

westlichen Nachbargebäude (rd. 15,5 m, s. o.) 

 

In der Gesamtschau werden die geplanten Festsetzungen des Bebau-

ungsplans als städtebaulich sinnvoll und nachbarverträglich angesehen. 

In der weiteren Beteiligung der Öffentlichkeit einschließlich der öffent-

lichen Auslegung sind dazu keine Aspekte eingegangen, die eine geän-

derte Bewertung erfordern würden. An der Planung wird festgehalten.  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Planung wird aus den oben und in der Begründung dargelegten Grün-

den befürwortet. Ein näherer schallgutachterlicher Untersuchungsbedarf 

wurde im Rahmen einer schalltechnischen Stellungnahme nicht fest-

gestellt. An der Planung wird daher festgehalten. 


